Nach Koch-Waschgang Hartz-4-geschleudert!

B. Hoffmann

Ist Hartz 4 ein Etikettenschwindel, ein Abklatsch des amerikanischen Sondermodells W-2? 

Der hessische Ministerpräsident Roland Koch besuchte vom 29. Juli bis zum 2. August 2001 die USA anläßlich des 25jährigen Bestehens der Partnerschaft Hessen-Wisconsin. Und was er von dieser Reise mitbrachte, war das sogenannte "Wisconsin-Modell", ein umstrittenes Sozialexperiment der USA, mit dem Kerngedanken der Umstellung von Sozialhilfe auf "innovative Sozialpolitik". Das seit 1997 praktizierte Modell ersetzt traditionelle Sozialhilfeleistungen durch den Zwang für Bedürftige, Arbeit bis zu 30 Stunden wöchentlich als Vorbedingung für Unterstützungsleistungen anzunehmen. Das durchschnittliche "Einkommen" liegt trotz allem nicht über 700 Dollar, und wer nicht mitmacht, erhält gar nichts. Das Gesamtprogramm gilt für maximal fünf Jahre Laufzeit, danach verliert der Teilnehmer jeglichen Anspruch auf öffentliche Sozialhilfe, auch wenn er dann ohne Arbeit ist. Das Modell mit dem Namen "Wisconsin W-2" wurde Koch vor Ort von der dortigen Sozialministerin Jennifer Reichert erläutert. 

Kernpunkte des Modells sind die Zusammenführung von Sozial- und Arbeitslosenhilfe sowie härtere Sanktionen gegen vermeintliche und tatsächliche Arbeitsunwillige. Nach der Devise „gerechter, einfacher, wirksamer“ werde das Konzept in einer Mischung aus Hilfe und Zwang, „möglichst vielen Menschen mit sinnstiftender Arbeit aus der Sozialhilfe und damit dem gesellschaftlichen Abseits“ heraushelfen, heuchelte Koch. 

Danach müßten Sozialhilfeempfänger, die sich einer Arbeitsvermittlung widersetzen, mit verschärften Leistungskürzungen rechnen. Auch solle ein Widerspruch gegen Sanktionen keine aufschiebende Wirkung mehr haben. „Wir sind zu weich beim Zwang und zu schlecht bei der Hilfe“, polterte Koch. Der Ministerpräsident räumte allerdings ein, daß entsprechende Versuche auf kommunaler Ebene gerade im Osten ergeben hätten, daß einfach nicht genug Arbeitsplätze vorhanden sind. Im August 2001 hatte er im Focus verkündet: „Wer arbeitsfähig ist und sich dem Beschäftigungsprogramm verweigert, sollte sich auf ein sehr bescheidenes Leben bis hin zur Wohnunterkunft einrichten.“
Was Koch jedoch verschwieg, war, daß Wisconsin sein Programm bis 2001 nur durchführen konnte, weil es seit 1997 Bundeszuschüsse in Höhe von 700 Millionen Dollar erhalten hat. Wisconsin wurde Pilotprojekt für "innovative Sozialpolitik" auch nicht aus Gründen der Kostenersparnis, sondern aus ideologischen Erwägungen. 

Im Zentrum stand vielmehr die Absicht, das amerikanische Sozialhilfesystem zu demontieren, um eine unregulierte Marktwirtschaft und einen weitmöglichst reduzierten Staatsapparat durchzusetzen. Diese von jeglichem "sozialen Ballast" befreite neoliberale Ideologie wird am ungeschminktesten dargestellt von Stiftungen wie der Bradley Foundation oder der von Koch zum Abschluß seiner USA-Reise besuchten  Heritage Foundation, die überdies noch sehr seltsame Varianten einer Religiosität propagieren. 

Von hier kommt nicht nur die Idee, daß rechtlich abgesicherte staatliche Leistungen durch freiwillige Unterstützungsleistungen kirchlicher und anderer Vereinigungen ersetzt werden sollen (siehe Bericht über die Organisation „Deutsche Tafel e. V. in Heft DEUTSCHLAND 7/8 2005, S. 75 ff); es gibt dort auch geradezu  alttestamentarische Vorstellungen von Strafe, Rache, gnadenloser Härte usw. 

Die damalige Flut von Kritik und Protesten - vom Städtetag und den kommunalen Sozialdiensten über den Paritätischen Wohlfahrtsverband bis zu den Gewerkschaften - nach Kochs Äußerungen zeigte, daß die neue CDU zu diesem Zeitpunkt noch mit solchen Modellen ins Fettnäpfchen trat. Aber wie wir alle wissen, hielt die Empörung nicht lange an.

Nachfolgend Auszüge aus einem Artikel vom 5. Juli 2000, der auf der World Socialist Web Site erschienen ist und sich mit der Realität des Wisconsin-Modells beschäftigt, die nun auch bei uns Einzug gehalten hat:

Im Distrikt Milwaukee im US-Bundesstaat Wisconsin nimmt die Zahl der Familien rasant zu, die trotz Erwerbstätigkeit in Armut leben. So lautet das Ergebnis einer Studie, die an der Universität von Wisconsin durchgeführt wurde. Die Studie ergab, daß die Zahl der arbeitenden Alleinerziehenden, die in Armut leben, in den letzten sechs Jahren um 38 Prozent gestiegen ist - ein Ergebnis davon, daß die Bewilligung von Sozialhilfe im US-Bundesstaat Wisconsin drastisch eingeschränkt wurde. Ein Drittel der Alleinerziehenden und ihrer Kinder lebt in Armut, ein weiteres Drittel befindet sich dicht an der Armutsgrenze.

Im Vergleich zu anderen Bundesstaaten der USA betreibt Wisconsin eine ausgesprochen restriktive Sozialpolitik. Das Sozialprogramm von Wisconsin mit dem Titel "Wisconsin Works", abgekürzt W-2, geht weit über die Kürzungen hinaus, die durch die nationalen Richtlinien festgelegt wurden, obwohl auch diese die Sozialprogramme in den gesamten Vereinigten Staaten aushöhlen. Die nationalen Richtlinien schreiben beispielsweise vor, daß 30 Prozent der Sozialhilfeempfänger arbeiten müssen. Ausnahmen sind lediglich für Personen zulässig, die Kinder im Alter von weniger als einem Jahr haben. Das Winsconsiner Programm W-2 dagegen verpflichtet alle Personen zur Arbeit, sobald ihre Kinder zwölf Wochen alt sind.

Die nationalen Richtlinien erlauben den Bundesstaaten auch, daß sie einer Person 24 Monate lang Sozialhilfe gewähren, bevor sie zur Arbeit verpflichtet wird. Die Gesetze in Wisconsin verpflichten die Empfänger hingegen zur sofortigen Aufnahme einer Arbeit. "Der Zweck der Sozialhilfereform bestand nie darin, das Leben der Sozialhilfeempfänger zu verbessern", sagt John Pawasarat, der Leiter des Beschäftigungs- und Ausbildungsinstituts. "Es ging nie um das materielle Wohlergehen der Familien, die auf Sozialhilfe angewiesen waren. Oft wurde es so dargestellt, als ob es eine Verbesserung sei, wenn man eine Arbeitsstelle habe. Aber das eigentliche Ziel der Sozialhilfereform bestand darin, daß die Leute keine Sozialhilfe mehr beziehen, und das wurde erreicht."

In Milwaukee, einer Industriestadt am Michigansee, erhalten jetzt weniger als 5.000 Familien Sozialhilfe. In den Jahren vor den Kürzungen bezogen zwischen 35.000 und 40.000 Familien Unterstützungsgelder.

Die Befürworter der Sozialhilfereform behaupten, daß das Ende der "Abhängigkeit" ehemaligen Sozialhilfeempfängern erlaube, sich selbst zu versorgen und ihren Lebensstandard zu heben. In Wirklichkeit nahmen Tausende Menschen, denen die Sozialhilfe gestrichen wurde, schlecht bezahlte Arbeit an. Zum Teil erhalten sie dazu geringe Unterstützungsleistungen, haben aber auch höhere Ausgaben für Transport, Kinderbetreuung und anderes.

"Größtenteils sind diese Familien zu working poor families geworden", sagt Pawasarat, d. h. die Familien leben unter der Armutsgrenze, obwohl mindestens eine Person im Haushalt erwerbstätig ist. Aus den Zahlen ergibt sich weiterhin, daß vier von zehn ehemaligen Sozialhilfeempfängern überhaupt kein Einkommen mehr haben.

Ein Resultat dieser Entwicklung ist die Zunahme von Obdachlosigkeit. 

Neben der drastischen Verringerung der Sozialhilfezahlungen gibt es Zehntausende Familien, die ihnen rechtlich zustehende staatliche Unterstützungsleistungen wie Lebensmittelmarken, Krankenversicherung und Kinderbetreuung nicht erhalten. Wisconsin hat die Verwaltung der Sozialhilfeprogramme privatisiert. In Milwaukee betreiben insgesamt fünf verschiedene Träger das Programm W-2, darunter befinden sich auch kommerzielle Unternehmen. Seit das Programm W-2 eingeführt wurde, hat die Zahl der Kinder, die Lebensmittelmarken erhalten, um 23.000 abgenommen. Nach Angaben von Pawasarat gibt es viele Fälle, in denen Familien die Unterstützungsleistungen nicht erhalten, die ihnen versprochen worden waren.

Nun wissen wir, was für soziale Verhältnisse im US-Ableger „BRD“ von unserer Lumpenprominenz für uns vorgesehen sind. Muß man sich da noch wundern über die im nächsten Artikel beschriebene Art und Weise, wie eine vierfache Mutter hier behandelt wird? Und sie ist sicherlich kein Einzelfall.


Für eine Spende von 27,00 Euro an den Verein liefern wir 6 Ausgaben A 5 je 88 Seiten pro Jahr. Auf Wunsch können noch vereinzelte Exemplare oder Auszüge früherer Ausgaben mitgeliefert werden, die Hefte Folge 3-4.2005, 5-6.2005, 9-10.2005, 11-12.2005 sowie 1-2.2006 sind noch vorrätig.    
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